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Interfraktionelle Motion SP/JUSO, GB/JA!, GFL/EVP, GLP (Stefan Jordi, 
SP/Monika Hächler, GB/Prisca Lanfranchi, GFL/Michael Köpfli, GLP): 
Fuss- und Velobrücke Nordquartier-Länggasse: Planung endlich an die 
Hand nehmen! 

 

 

Im Bericht zum Postulat, welches vom Stadtrat am 11. März 2010 mit grossem Mehr überwie-

sen wurde, unterstrich die Stadt die Wichtigkeit einer Fuss- und Radwegbrücke Breitenrain-

Länggasse, um die grosse Lücke im Netz der Fuss- und Veloverbindungen in der Agglomera-

tion schliessen zu können. Damit lag die Stadt auf derselben Linie von Kanton und Bund. 

 

Bei dieser einhelligen Meinung der FinanzträgerInnen durfte man davon ausgehen, dass Kan-

ton und Stadt die Planung unverzüglich an die Hand nehmen würden, war es doch vom Bund 

als A-Projekt ins Agglomerationsprogramm aufgenommen worden (Projekte mit Reali-

sierungshorizont 2014). Kürzlich äusserte sich aber der Kantonsoberingenieur des Kreises 

Bern-Mittelland in der Zeitung „Der Bund“ vom 27.4.2012 dahingehend, dass der Bau der Brü-

cke nicht mehr ab 2014, sondern im Zeitraum von 2021 bis 2028 vorgesehen sei. Dies ist um-

so mehr erstaunlich, als dass in nächster Zeit im Raum des grössten Entwicklungsschwer-

punktes des Kantons, dem ESP Wankdorf, ein riesiges Mass an neuen Nutzungen hinzu-

kommt. Gleichzeitig ist im Perimeter die Erschliessung mit höchstens 40% MIV vorgeschrie-

ben (ModalSplit). Zusätzlich zum guten öV-Angebot ist die Erschliessung des Perimeters 

durch den Langsamverkehr, insbesondere dem Velo zentral, soll dieses Ziel auch nur annä-

hernd erreicht werden können. 

 

Eine Nachfragebeurteilung von 2007 ergab, dass im Einzugsgebiet auf beiden Seiten der Brü-

cke ein Potential von je ca. 60'000 EinwohnerInnen und Arbeitsplätzen besteht, und dass die 

Brücke die Stadtteile Länggasse und Breitenrain sowie die ESP Brünnen, Ausserholligen und 

Wankdorf ideal verknüpfen würde. Nicht zuletzt verbindet sie bestehende Quell- und Zielorte 

wie Schulen, Fachhochschulen, Universität und Spitäler. Sie macht Velofahren und zu Fuss 

gehen zwischen vielen Start-und Zielpunkten beidseits der Brücke zur schnellsten Fortbewe-

gungsart innerhalb der Agglomeration Bern und verspricht deshalb eine erhebliche Verlage-

rung im Bereich ModalSplit: Durch die zu erwartende Entlastung sowohl beim öffentlichen wie 

beim motorisierten Individualverkehr lassen sich im Bereich dieser Verkehrsmittel erhebliche 

Investitionen einsparen oder zeitlich hinausschieben. Ein gutes Kosten-Nutzen-Verhältnis 

zugunsten des Langsamverkehrs-Brückenbauwerkes ist also mehr als klar ausgewiesen. 

 

Die im Rahmen der Weiterbearbeitung des Projekts durchgeführte Evaluation zusammen mit 

der städtischen Verkehrsplanung ergab, dass die beste Linienführung Polygonstrasse–Enge 

sei. Damit musste die Kostenschätzung überarbeitet werden und resultierte neu bei 14 Mio. 

Franken. Da die Brücke vom Bund bereits als A-Projekt beurteilt wurde, ist von einem Kos-

tenteiler von 35% Bundes-und 65% Kantonsanteil auszugehen. Die Kosten sind – verglichen 

mit Projekten für den MIV oder den öV – tief, so wird z.B. die Gesamterneuerung der Stadt-

tangente mit 485 Mio., das Tram Region Bern mit 400 Mio. Franken geschätzt. 

 

Die Langsamverkehrsbrücke Breitenrain-Länggasse ist ein Kernstück eines nachhaltig orien-

tierten Verkehrssystems und die Realisierung im nächsten Jahrzehnt notwendig. Will man 

dieses Ziel erreichen, so muss die Planung jetzt an die Hand genommen werden – auch hin-

sichtlich der grossen Herausforderungen, die ein solches Projekt mit sich bringen wird. 
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Die Unterzeichnenden fordern den Gemeinderat auf: 

 

1. Die Federführung für die Planung des Projektes in Absprache mit dem Kanton Bern zu 

übernehmen, mit dem Realisierungsziel der Langsamverkehrsbrücke 2019; 

2. die diesbezügliche Finanzierung mit dem Kanton auszuhandeln, mit dem Ziel, dass der 

Kanton den erheblichen Teil der Planungskosten übernimmt; für die übrigbleibenden Kos-

ten ist dem Stadtrat eine Kreditvorlage zu unterbreiten; 

3. in einer Vereinbarung zwischen Kanton und Stadt Bern sind die Planung, die Finanzie-

rung des Baus, das künftige Eigentum sowie der Unterhalt des Brückenbauwerks und der 

zu erstellenden Zufahrten zu regeln. Dabei ist der Bundesanteil bzgl. Finanzierung mit 

einzubeziehen. 

 

Bern, 28. Juni 2012 

 

Interfraktionelle Motion SP/JUSO, GB/JA!, GFL/EVP, GLP (Stefan Jordi, SP/Monika Hächler, 

GB/Prisca Lanfranchi, GFL/Michael Köpfli, GLP): Nicola von Greyerz, Gisela Vollmer, Rithy 

Chheng, Miriam Schwarz, Corinne Mathieu, Giovanna Battagliero, Halua Pinto de Magalhães, 

Bettina Stüssi, Stéphanie Penher, Annette Lehmann, Rahel Ruch, Judith Gasser, Cristina 

Anliker-Mansour, Esther Oester, Luzius Theiler, Regula Fischer, Peter Ammann, Jürg Weder, 

Peter Künzler, Lukas Gutzwiller, Matthias Stürmer, Daniela Lutz-Beck, Leyla Gül, Claude 

Grosjean, Rudolf Friedli, Beat Gubser, Lea Kusano 

 

 

Antwort des Gemeinderats 

 

Die vorliegende Motion betrifft ein Anliegen, das der Gemeinderat in seiner Stossrichtung 

durchaus teilt. Sie stellt aber Forderungen, deren Erfüllung nicht allein im Ermessen der Stadt 

Bern liegt. Wenn es darum geht, Vereinbarungen mit dem Kanton auszuhandeln und zu tref-

fen, so ist dafür stets auch die Bereitschaft des Kantons erforderlich, zu einer solchen Ver-

einbarung Hand zu bieten. 

 

Weiter betrifft die Motion grösstenteils Bereiche, welche in der gemeinderätlichen Zuständig-

keit liegen. Es kommt ihr daher der Charakter einer Richtlinie zu. Sollte die Motion erheblich 

erklärt werden, ist sie für den Gemeinderat nicht bindend. Er hat bei Richtlinienmotionen ei-

nen relativ grossen Spielraum hinsichtlich des Grads der Zielerreichung, der einzusetzenden 

Mittel und der weiteren Modalitäten bei der Erfüllung des Auftrags, und die Entscheidverant-

wortung bleibt bei ihm. 

 

Zur Sache an sich verweist der Gemeinderat auf sein Schreiben vom 1. November 2012 an 

Frau Regierungsrätin Egger-Jenzer, mit dem er eine die Fussgänger- und Velobrücke Breiten-

rain – Länggasse betreffende Anfrage der kantonalen Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion 

(BVE) beantwortet hat. Darin signalisiert der Gemeinderat seine grundsätzliche Bereitschaft, 

wie vom Kanton gewünscht die Federführung bei den weiteren Planungsarbeiten für dieses 

wichtige kantonale Projekt zu übernehmen. Er stellte indessen auch klar, dass er zu einem 

solchen Schritt nur Hand bieten könnte „mit der Einschränkung, dass die Stadt zwar die Fe-

derführung für die Projektentwicklung bis zur Realisierung und die Kommunikation übernimmt, 

der Kanton jedoch für sämtliche daraus resultierenden Bau- und Unterhaltskosten aufkommt“. 

 

Weiter hielt der Gemeinderat in seinem Schreiben fest: „Falls sich Stadt und Kanton in die-

sem Punkt einig sind, ist der Gemeinderat mit Ihrem Vorschlag einverstanden, dass die zu-
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ständigen technischen Stellen die Übergabe der Federführung vorbereiten. Die wesentlichen 

Punkte dazu sollten in einer Planungsvereinbarung rechtzeitig verbindlich festgelegt werden. 

Da das Vorhaben nur mit bedeutenden Beiträgen aus dem Infrastrukturfonds finanziert wer-

den kann und diese frühestens 2014 verbindlich zugesichert werden können, sollten vor 2014 

keine umfangreichen Planungsarbeiten ausgelöst werden. Eine Planungsvereinbarung kann 

und soll aber aus Sicht der Stadt schon früher abgeschlossen werden.“    

 

Eine Antwort der BVE auf das Schreiben des Gemeinderats steht zurzeit noch aus. 

 

Aus den eingangs dargelegten Gründen lehnt der Gemeinderat die Motion ab; er ist indessen 

bereit, den Vorstoss als Postulat entgegen zu nehmen. 

 

 

Antrag 

 

Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion abzulehnen; er ist jedoch bereit, den 

Vorstoss als Postulat entgegen zu nehmen.  

 

 

Bern, 19. Dezember 2012 

 

 

Der Gemeinderat 


